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Kreis Lippe 
 
218 Immissionsschutz 
 
Bekanntmachung der Entscheidung über die Notwendigkeit 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (standortbezogene 
Vorprüfung des Einzelfalles nach § 3c des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG).  
 
Immissionsschutz 
 
Der Betreiber der Biogasanlage Buschmeier, Herr Gustav 
Buschmeier, Hankenegge 1 in 32689 Kalletal, beantragt 
die Genehmigung gemäß § 16 des Bundes- Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) für die wesentliche Änderung 
einer vorhandenen Biogasanlage durch die Ergänzung von 
zwei Verbrennungsmotoranlagen (BHKW) zur Erzeugung 
von Strom und Wärme für den Einsatz von Biogas  in 
32689 Kalletal, Hankenegge 1, Gemarkung Bentorf, Flur 1, 
Flurstücke 21 und 23.  
 
Die Anlage ist in der Anlage 1 (Liste der UVP- pflichtigen 
Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 1.2.3.2 Spalte 2 als An-
lage genannt, für die im Rahmen einer standortbezogenen 
Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c Abs. 1 Satz 2 des 
UVPG zu prüfen ist, ob nach den in der Anlage 2 Nr. 2 
UVPG aufgeführten Schutzkriterien erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind, die nach § 12 
UVPG zu berücksichtigen wären. 
 
Nach Prüfung der Antragsunterlagen und unter Berücksich-
tigung der Stellungnahmen der im Genehmigungsverfahren 
beteiligten Träger öffentlicher Belange wurde festgestellt 
und entschieden, dass die Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist, da erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen nach den in der Anlage 2 
des UVPG genannten Schutzkriterien zum Standort des 
Vorhabens nicht zu erwarten sind. Die Feststellung ist 
selbstständig nicht anfechtbar. 
 
Diese Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG der 
Öffentlichkeit bekanntgegeben. 
 
Dieser Text ist auch auf der Internetseite des Kreises Lippe 
unter: 
Natur und Umwelt � Immissionsschutz� Amtliche Be-
kanntmachungen abrufbar. 
 
Kreisverwaltung Lippe 
Der Landrat 
 
Detmold, den 09.06.15 
Im Auftrag 
 
 
gez. Gutowski 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
219 Immissionsschutz 
 
Genehmigungsverfahren nach §§ 16/19 Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
 
Erweiterung und Änderung des Betriebs einer Anlage 
zur biologischen Behandlung von Gülle in Dörentrup-
Wendlinghausen 
 
Die NAWARO Wendlinghausen GmbH & Co. KG, Keller-
weg 12 in 91154 Roth, hat mit dem Genemigungsbescheid 
vom 12.06.2015 einen Genehmigungsbescheid nach §§ 
16/19 für die Erweiterung und Änderung der Biogasanlage 
Wendlinghausen auf dem Grundstück 32694 Dörentrup, 
Gemarkung Wendlinghausen, Flur 2, Flurstück 446, 449 
und 450 erhalten und die öffentliche Bekanntmachung des 
Genehmigungsbescheides nach § 21a der 9. BImSchV be-
antragt. 
 
Gegenstand dieser Genehmigung ist:   
 

1) Errichtung und Betrieb eines 2. Containermoduls mit 
Gasmotor für die Verstromung von Biogas mit einer 
FWL von 492 kW, 191 kW elektrischer Leistung und 
216 kW Wärmeleistung. 

 
2) Erhöhung der Gas- und Stromproduktion durch eine 

Erhöhung des Rohstoffeinsatzes in die Biogasanla-
ge. 

 
3) Austausch des vorhandenen Rührwerks (Rw-1) am 

Fermenter durch ein Rührwerk mit außenliegendem 
Antrieb. 

 
4) Austausch der vorhandenen Förderspiralen durch 

eine Flüssigfütterung mittels Mixpumpe am Fermen-
ter. 

 
5) Änderung der Betriebsweise: 

a. Mistschreddern: Alle 14 Tage für 2 Stunden, 
tagsüber 

b. Gärproduktseparation: mittels mobiler Separati-
onsanlage, 10 Vorgänge im Jahr in Sliokammer 
4, tagsüber 

c.    Rübenaufbereitung: Im Zeitraum November bis 
März, mittels mobiler Aufbereitungsanlage, 2 
Vorgänge die Woche, für je 2 Stunden, tagsüber 

 
Der Genehmigungsbescheid liegt in der Zeit vom 
25.06.2015 bis einschließlich 09.07.2015 bei 
 
� der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice am Hauptein-

gang, 32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Straße 5, 
 
� der Gemeinde Dörentrup, Fachbereich 3 – Bauen und 

Umwelt im Raum 489, 32694 Dörentrup, Poststraße 11 
 
aus und kann dort während der Dienststunden für die Dau-
er von zwei Wochen eingesehen werden. Mit Ende der 
Auslegungsfrist (09.07.2015, 2400 Uhr) gilt der Genehmi-
gungsbescheid auch gegenüber Dritten, die keine Einwen-
dungen erhoben haben, als zugestellt. 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 443 
 

 

 
Dienststunden der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice: 
Montags bis Donnerstags: Von 07:30 Uhr bis 18:00 Uhr 
Freitags:   Von 07:30 Uhr bis 15:00 Uhr 
 
Dienststunden der Gemeindeverwaltung Dörentrup:  
Montags bis Mittwochs: Von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr  
Donnerstags:  Von 08:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
Freitags:   Von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
sowie nach Vereinbarung. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht in 32423 
Minden, Königwall 8, schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts er-
hoben werden. 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe 
der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei 
den Verwaltungs- und Finanzgerichten im Lande NRW 
(ERVVO VG/FG vom 07.11.2012; GVBl. NRW, S. 548) er-
hoben werden. 
Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur nach § 2 des Signaturgesetzes 
vom 16.05.2001 (BGBl. I S. 876) versehen sein und an die 
elektronische Poststelle des Gerichts übermittelt werden. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Ge-
genstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienen-
den Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben wer-
den. Falls die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erho-
ben wird, sollen der Klage nebst Anlagen so viele Abschrif-
ten beigefügt werden, dass alle Beteiligten eine Ausferti-
gung erhalten können. Sollte die Frist durch das Verschul-
den eines Bevollmächtigten versäumt werden, so würde 
dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Hinweis zur elektronischen Form 
Bei der Verwendung der elektronischen Form sind beson-
dere technische Rahmenbedingungen zu beachten. Die 
besonderen technischen Voraussetzungen sind unter 
www.egvp.de aufgeführt. 
 
 
Im Auftrag 
gez. Kerkmann 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2015 
 
 
 
220 6. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 

für die Benutzung der Abfallentsorgungsanla-
gen des Kreises Lippe 

 
Aufgrund des § 5 der Kreisordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KrO) vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 646) in 
der zurzeit geltenden Fassung, der §§ 2, 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) vom 21.10. 1969 (GV NRW S. 712) in der 
zurzeit geltenden Fassung sowie § 9 des Abfallgesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (Landesabfallgesetz – 
LAbfG) in der zurzeit geltenden Fassung hat der Kreistag 
des Kreises Lippe in seiner Sitzung am 08.06.2015 folgen-
de 6. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die 
Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen des Kreises Lip-
pe vom 08.06.2015 beschlossen: 
 
 
 

 
Artikel 1 

 
In § 6 Abs. 1 wird unter Ziffer II. der Betrag  

103,36 €/t (brutto) 
 
ersetzt durch   100,00 €/t (brutto) 
 

Artikel 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.07.2015 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 6. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung für die Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen 
im Kreis Lippe wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 5 Abs. 6 der Kreisordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 646) in der 
zurzeit geltenden Fassung wird darauf hingewiesen, dass 
eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Kreisordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 
c) der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 

Kreis vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 15.06.2015  
 
 
Heuwinkel, Landrat 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2015 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
221 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 0150  
 „Am Hoffmannpark“, Ortsteil Bad Salzuflen 
 - Aufstellungsbeschluss 
 - Beschluss der frühzeitigen Öffentlichkeitsbe-

teiligung 
 
Beschlüsse des Planungs– und Stadtentwicklungs-
ausschusses vom 09.06.2015 
 
1. Aufstellungsbeschluss  
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 0150 "Am Hof-
mannpark", Ortsteil Bad Salzuflen  
wird gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlos-
sen. Die Aufstellung des Bebau- 
ungsplanes wird im beschleunigten Verfahren nach den 
Regelungen des § 13a BauGB ohne  
Durchführung einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 
BauGB durchgeführt. Der Geltungs- 
bereich geht aus dem zu diesem Beschluss gehörenden 
Übersichtsplan hervor.  
 
2. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung  
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 
BauGB wird in „einfacher Form“   
- Planaushang für die Dauer eines Monats - beschlossen. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wird 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, über 
sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die 
Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht 
kommen und über die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung öffentlich unterrichtet. Die Öffentlichkeit kann sich 
über die Planung informieren und sich hierzu äußern. 
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung wird gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 
 

06.07. – 21.08.2015 
 
während der Öffnungszeiten 
 
Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
Zusätzlich kann der Bebauungsplanentwurf unter  
www.stadt-bad-salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet 
eingesehen werden. Dort kann auch eine Stellungnahme 
abgegeben werden. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den 12 .06.2015 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2015 
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222 127. Änderung des Flächennutzungsplanes 

(FNP) der Stadt Bad Salzuflen 
 Bereich „Südlich Alte Landstraße“, Ortsteil 

Retzen 
 - Ergebnisse aus der öffentlichen Auslegung  
 - Änderung des Geltungsbereiches 
 - Beschluss einer erneuten öffentlichen Ausle-

gung 
 
Beschluss des Planungs- und Stadtentwicklungsaus-
schusses vom 09.06.2015 
 
Ergebnisse aus der öffentlichen Auslegung 
Die während der öffentlichen Auslegung und der förmlichen 
Behördenbeteiligung vorgebrachten Stellungnahmen der 
Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange werden zur Kenntnis genommen. Deren 
Berücksichtigung bzw. Aufnahme in den Entwurf der 127. 
Flächennutzungsplanänderung gemäß der durchgeführten 
Abwägung wird zugestimmt.  
 
Änderung des Geltungsbereiches 
Die Änderung des Geltungsbereiches zum Entwurf der 
127. Flächennutzungsplanänderung wird beschlossen. Der 
neue Geltungsbereich geht aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Übersichtsplan hervor.   
 
Beschluss einer erneuten öffentlichen Auslegung 
Für den Entwurf der 127. Änderung des Flächennutzungs-
planes, Ortsteil Retzen und seine Begründung einschließ-
lich Umweltbericht in  der Fassung vom 14.11.2014 wird 
die erneute öffentliche Auslegung gemäß § 4a Abs. 3 Bau-
gesetzbuch beschlossen. 
 
Die  erneute öffentliche Auslegung wird in der Zeit vom  
 

06.07.2015 – 21.08.2015 
 
während der Öffnungszeiten 
 
 
Montag bis Mittwoch 

 
08.00 - 16.00 Uhr 

Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
 
Der Planentwurf mit der Begründung einschließlich Um-
weltbericht, sowie die bereits vorliegenden, nach Einschät-
zung der Stadt Bad Salzuflen wesentlichen, umweltbezo-
genen Stellungnahmen liegen zu jedermanns Einsicht für 
die Dauer des oben genannten Zeitraums öffentlich aus. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Folgende umweltbezogene Informationen sind verfügbar: 
 
I Fachgutachten  
 
1. Artenschutzprüfung 

mit Aussagen zu planungsrelevanten Arten (Vögel, 
Säugetiere, Amphibien, Reptilien, Pflanzen), über den 
Ausgleich der verloren gehenden Brutplätze der Feld-
lerche sowie eine Bauzeitenbeschränkung; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Tiere und 
Pflanzen 

2. Bodenluftuntersuchungen und Untersuchungen zur Re-
genwasserversickerung 
mit Aussagen zur Mulden-Rigolen-Versickerung, zu Alt-
lasten und Vorsorgemaßnahmen; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Was-
ser, Mensch 

3. Zusammenfassung der Erschließungsmöglichkeiten für 
das Baugebiet „Südlich Alte Landstraße“ in Bad Salzuf-
len 
mit Aussagen zur Entwässerung; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Was-
ser, Mensch 

4. GEP Bad Salzuflen / Entwicklung der Niederschlags-
entwässerung im Einzugsgebiet der Einleitungsstelle 
RE- 10 mit Varianten zur Niederschlagswasserentwäs-
serung; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden Was-
ser, Mensch  

5. Entwässerung Bad Salzuflen, Bebauungsplan 0906 
„Südlich Alte Landstraße“, Vorplanung; 
mit Aussagen zur Niederschlagsentwässerung; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Was-
ser, Mensch 

 
II  Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit 

gemäß § 3 Abs. 1 u. 2 BauGB 
 
1. Stellungnahme zu Altlasten; 

insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Was-
ser, Mensch 

2. Stellungnahme u.a. zu Altlasten, Grundwasser, Gutach-
ten und Entwässerung 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Was-
ser, Mensch 

 
III  Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange gemäß § 4         Abs. 1 u. 2 BauGB 
 
1. Stellungnahme vom Kreis Lippe u.a. zur Wasserwirt-

schaft, zum Grundwasserschutz und Bodenschutz; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Was-
ser, Mensch 

2. Stellungnahme der Bezirksregierung Detmold zur 
Schmutzwasserbeseitigung 
insbesondere betroffene Umweltbelange, Boden, Was-
ser, Mensch 
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Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen bei 
der vorgenannten Auslegungsstelle schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden. Zusätzlich kann der 
Entwurf zur Flächennutzungsplanänderung unter 
www.stadt-bad-salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet 
eingesehen werden. Auch dort kann eine Stellungnahme 
abgegeben werden.  
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abge-
gebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
die Änderung des Flächennutzungsplanes unberücksichtigt 
bleiben können.  
 
Weiter wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 
der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, wenn mit 
ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspä-
tet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht 
werden können. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den    12.06.2015 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2015 
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223 Bebauungsplan Nr. 0906 „Südlich Alte Land-

straße“, Ortsteil Retzen 
 - Ergebnisse aus der öffentlichen Auslegung 
 - Beschluss einer erneuten öffentlichen Ausle-

gung 
 
Beschluss des Planungs- und Stadtentwicklungsaus-

schusses vom 09.06.2015 
 
Ergebnisse aus der öffentlichen Auslegung  
Die während der öffentlichen Auslegung und der förmlichen 
Behördenbeteiligung vorgebrachten Stellungnahmen der 
Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange werden zur Kenntnis genommen. Deren 
Berücksichtigung bzw. Aufnahme in den Bebauungsplan-
entwurf gemäß der durchgeführten Abwägung wird zuge-
stimmt.   
 
Beschluss einer erneuten öffentlichen Auslegung  
Für den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 0906 „Südlich 
Alte Landstraße“, Ortsteil Retzen und seine Begründung in 
der Fassung vom 31.03.2015 einschließlich Umweltbericht 
in der Fassung vom 14.11.2014 wird die erneute öffentliche 
Auslegung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB beschlossen.  
 
Die  erneute öffentliche Auslegung wird in der Zeit vom  

06.07.2015 – 21.08.2015 
 
während der Öffnungszeiten 
 
Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
 
Der Planentwurf mit der Begründung einschließlich Um-
weltbericht, sowie die bereits vorliegenden, nach Einschät-
zung der Stadt Bad Salzuflen wesentlichen, umweltbezo-
genen  
Stellungnahmen liegen zu jedermanns Einsicht für die 
Dauer des oben genannten Zeitraums öffentlich aus. 
 
Folgende umweltbezogene Informationen sind verfügbar: 
 
I Fachgutachten  
 
1. Artenschutzprüfung 

mit Aussagen zu planungsrelevanten Arten (Vögel, 
Säugetiere, Amphibien, Reptilien, Pflanzen), über den 
Ausgleich der verloren gehenden Brutplätze der Feld-
lerche sowie eine Bauzeitenbeschränkung; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Tiere und 
Pflanzen 

2. Bodenluftuntersuchungen und Untersuchungen zur Re-
genwasserversickerung 
mit Aussagen zur Mulden-Rigolen-Versickerung, zu Alt-
lasten und Vorsorgemaßnahmen; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Was-
ser, Mensch 

3. Zusammenfassung der Erschließungsmöglichkeiten für 
das Baugebiet „Südlich Alte Landstraße“ in Bad Salzuf-
len 
mit Aussagen zur Entwässerung; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Was-
ser, Mensch 

 
4. GEP Bad Salzuflen / Entwicklung der Niederschlags-

entwässerung im Einzugsgebiet der Einleitungsstelle 
RE- 10  
mit Varianten zur Niederschlagswasserentwässerung; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden Was-
ser, Mensch  

5. Entwässerung Bad Salzuflen, Bplan 0906 „Südlich Alte 
Landstraße“, Vorplanung 
mit Aussagen zur Niederschlagsentwässerung; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Was-
ser, Mensch 

 
II Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit 

gemäß § 3 Abs. 1 u. 2 BauGB 
 
1. Stellungnahme zu Altlasten 

insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Was-
ser, Mensch 

2. Stellungnahme u.a. zu Altlasten, Grundwasser, Gutach-
ten und Entwässerung 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Was-
ser, Mensch 

 
II Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB 
 
1. Stellungnahme vom Kreis Lippe u.a. zur Wasserwirt-

schaft, zum Grundwasserschutz und Bodenschutz 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Was-
ser, Mensch 

2. Stellungnahme der Bezirksregierung Detmold zur 
Schmutzwasserbeseitigung 
insbesondere betroffene Umweltbelange, Boden, Was-
ser, Mensch 

3. Stellungnahme vom Kreis Lippe u.a. zum Immissions-
schutz und zur Wasserwirtschaft 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Was-
ser, Mensch 

 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen bei 
der vorgenannten Auslegungsstelle schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden. Zusätzlich kann der Be-
bauungsplanentwurf unter www.stadt-bad-
salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet eingesehen 
werden. Auch dort kann eine Stellungnahme abgegeben 
werden.  
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abge-
gebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können.  
 
Weiter wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 
der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, wenn mit 
ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antragsteller im Rahmen der erneuten öffentlichen Ausle-
gung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber 
hätten geltend gemacht werden können. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den   12.06.2015 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2015 
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224 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 0311 

V  
 „Gewerbegebiet Meerbrede/Erweiterung“,  
 Ortsteil Biemsen-Ahmsen 
 - Aufstellungsbeschluss 
 - Beschluss der frühzeitigen Öffentlichkeitsbe-

teiligung 
 
Beschlüsse des Planungs– und Stadtentwicklungs-
ausschusses vom 09.06.2015 
 
1. Aufstellungsbeschluss 

Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes  
Nr. 0311 V "Gewerbegebiet Meerbrede", Ortsteil Biem-
sen-Ahmsen wird gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB)  in Verbindung mit § 12 BauGB beschlossen. 
Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird eine Umweltprüfung 
durchgeführt. 
Der Geltungbereich geht aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Übersichtsplan hervor. 

 
2. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB wird in einfacher Form – Planaushang 
für die Dauer des genannten Zeitraumes – beschlos-
sen. 

 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wird 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, über 
sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die 
Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht 
kommen und über die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung öffentlich unterrichtet. Die Öffentlichkeit kann sich 
über die Planung informieren und sich hierzu äußern. 
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung wird gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 
 

06.07.2015 bis 21.08.2015 
 
während der Öffnungszeiten 
 
Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
Zusätzlich kann der Bebauungsplanentwurf unter  
www.stadt-bad-salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet 
eingesehen werden. Dort kann auch eine Stellungnahme 
abgegeben werden. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den  11.06.2015 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2015 
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225 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 0311 

V  
 „Gewerbegebiet Meerbrede/Erweiterung“,  
 Ortsteil Biemsen-Ahmsen 
 - Aufstellungsbeschluss 
 - Beschluss der frühzeitigen Öffentlichkeitsbe-

teiligung 
 
Beschlüsse des Planungs– und Stadtentwicklungs-
ausschusses vom 09.06.2015 
 
1. Aufstellungsbeschluss 

Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes  
Nr. 0311 V "Gewerbegebiet Meerbrede", Ortsteil Biem-
sen-Ahmsen wird gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB)  in Verbindung mit § 12 BauGB beschlossen. 
Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird eine Umweltprüfung 
durchgeführt. 
Der Geltungbereich geht aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Übersichtsplan hervor. 

 
2. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB wird in einfacher Form – Planaushang 
für die Dauer des genannten Zeitraumes – beschlos-
sen. 

 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wird 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, über 
sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die 
Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes in Betracht 
kommen und über die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung öffentlich unterrichtet. Die Öffentlichkeit kann sich 
über die Planung informieren und sich hierzu äußern. 
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung wird gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 
 

06.07.2015 bis 21.08.2015 
 
während der Öffnungszeiten 
 
Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
Zusätzlich kann der Bebauungsplanentwurf unter  
www.stadt-bad-salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet 
eingesehen werden. Dort kann auch eine Stellungnahme 
abgegeben werden. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den  11.06.2015 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2015 
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Stadt Barntrup 
 
226 Bekanntmachung der Haushaltssatzung der 

Stadt Barntrup für das Haushaltsjahr 2015 
 
1. Haushaltssatzung der Stadt Barntrup für das Haus- 
    haltsjahr 2015 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), in der zurzeit geltenden 
Fassung, hat der Rat der Stadt Barntrup am 19.05.2015 
folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2015, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde voraussichtlich 
erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendige Verpflichtungsermächtigungen ent-
hält, wird  
 
im Ergebnisplan mit 
   
dem Gesamtbetrag der Erträge auf             16.739.653,00 € 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf    

            19.995.653,00 € 
 
im Finanzplan mit 
   
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden  
Verwaltungstätigkeit                            15.038.975,00 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden  
Verwaltungstätigkeit                           17.204.341,00 € 
 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätig-
keit auf                                                             2.378.000,00 
€ 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstä-
tigkeit auf                                                       3.391.380,00 € 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzie-
rungstätigkeit auf                                           4.014.980,00 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzie-
rungstätigkeit auf                                              882.000,00 € 
 
festgesetzt. 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für In-
vestitionen im Haushaltsjahr 2014 erforderlich ist, wird auf  
 

1.013.380,00 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der 
zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf    
 

5.239.950,00 € 
 
festgesetzt.  
 

 
§ 4 

 
Die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund des 
voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird 
auf                                    3.256.000,00 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssiche-
rung im Haushaltsjahr 2015 in Anspruch genommen wer-
den dürfen, wird auf  

10.000.000,00 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2015 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer  
 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grund-
steuer A)                     240 v.H. 
 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)           460 v.H. 
 
2. Gewerbesteuer:  
    auf         440 v.H. 
 
Bemerkung: Die Steuersätze für die Gemeindesteuern 
wurden in einer Hebesatzsatzung am 12.12.2014 vom Rat 
der Stadt Barntrup verabschiedet. Insofern hat die Angabe 
in der Haushaltssatzung deklaratorische Bedeutung.  
 

§ 7 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen sowie Verpflichtungsermächtigungen 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 GO NRW erheblich, wenn 
sie im Einzelfall mehr als 15.000,00 € betragen.   
 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen sind erheblich, wenn sie im Einzelfall 
den Betrag von 10.000,00 € überschreiten, davon ausge-
nommen sind die internen Leistungsverrechnungen und 
bilanzielle Abschreibungen im Rahmen des Jahresab-
schlusses.  
 
Unerheblich sind ferner alle über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben, die im Zusammenhang mit der Umsetzung des 
NKF sowie finanzneutrale Mittelumschichtungen zwischen 
den Organisationsbereichen, die bei Strukturänderungen 
der Verwaltung und im Bereich der Personalwirtschaft er-
forderlich werden. Unerheblich sind ebenso alle über- und 
außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen, die 
aus finanzstatistischen Gründen für die finanzneutrale 
Änderung von Sachkonten erforderlich werden. 
 
Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächti-
gungen gem. § 85 GO NRW, die auf gesetzlicher oder ver-
traglicher Grundlage beruhen, sind als erheblich anzuse-
hen, wenn sie im Einzelfall mehr als 10.000,00 € betragen.   
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Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Verpflichtungs-
ermächtigungen gelten als erheblich, wenn sie im Einzelfall 
mehr als 5.000,00 € betragen.  
 
Die erheblichen Aufwendungen und Auszahlungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen bedürfen der vorherigen 
Zustimmung des Rates. Im Übrigen sind die über- und au-
ßerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen dem Rat zur Kenntnis zu 
bringen, sofern sie nicht geringfügig sind. Geringfügig in 
diesem Sinne sind Beträge bis zu 2.500,00 €.   
 

§ 8 
 

Budgets und Deckungsfähigkeiten 
 
Zur flexiblen Haushaltsführung werden gemäß § 21 Absatz 
1 GemHVO die Erträge und Aufwendungen innerhalb der 
einzelnen Produkte/Produktleistungen, mit Ausnahme  
 
- der Verfügungsmittel  
- nicht zahlungswirksamer Aufwendungen (z.B. bilanzielle  
  Abschreibungen, interne Leistungsverrechnungen etc.) 
- der Personalaufwendungen und -auszahlungen 
- der Unterhaltungs- und Bewirtschaftungsaufwendungen  
  und -auszahlungen 
 
jeweils zu einem Budget verbunden, sofern nicht andere 
Deckungsvermerke gemäß § 21 Absatz 2 GemHVO beste-
hen. Das Gleiche gilt für Ein- und Auszahlungen aus lau-
fender Verwaltungstätigkeit. Die Personalaufwendungen 
und –auszahlungen sowie die Unterhaltungs- und Bewirt-
schaftungsaufwendungen und -auszahlungen werden für 
gegenseitig deckungsfähig erklärt. 
 
Die Erträge/Aufwendungen bzw. Einzahlungen / Auszah-
lungen innerhalb der kostenrechnenden Einrichtungen 
werden zu jeweils gesonderten Budgets verbunden. 
 
Innerhalb der Budgets sind die Summen der Erträge und 
die Summen der Aufwendungen für die Haushaltsführung 
verbindlich.  
 
Für die Auszahlungsermächtigungen im investiven Teil 
des Finanzplanes gelten die Veranschlagungen auf den  
„Produkt- und Auftragssachkonten“. 
 

§ 9 
 
Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investiti-
onsmaßnahmen im Teilfinanzplan nach § 4 Absatz 4 
GemHVO wird, bezogen auf den Gesamtausgabebedarf 
von Einzelmaßnahmen, zunächst nicht festgesetzt. Grund-
sätzlich werden alle Investitionsmaßnahmen ausgewiesen.   
 

§ 10 
 

Stellenplan 
 
Rechtsfolge bei Stellen mit einem kw.- bzw. ku.-Vermerk: 
 
kw.-Vermerk: 
Die Stelle entfällt beim Ausscheiden des Stelleninhabers. 
 
ku.-Vermerk: 
Die Stelle ist nach Ausscheiden des Stelleninhabers um-
zuwandeln. 
 

 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung der Stadt Barntrup mit 
ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2015 wird hiermit öf-
fentlich bekanntgemacht. 
 
Die Haushaltssatzung mit Anlagen ist gemäß § 80 Absatz 5 
GO NRW dem Landrat des Kreises Lippe als untere staat-
liche Verwaltungsbehörde mit Schreiben vom 26.05.2015 
angezeigt worden. Die nach § 75 Absatz 4 GO NRW erfor-
derliche Genehmigung der Verringerung der allgemeinen 
Rücklage ist vom Landrat als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde mit Verfügung vom 10.06.2015 erteilt wor-
den. 
 
Der Haushaltsplan liegt während der allgemeinen Öff-
nungszeiten (montags von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr und von 
14.00 Uhr – 17.00 Uhr, dienstags – donnerstags von 7.30 
Uhr – 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr – 15.30 Uhr, freitags 
von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr) zur Einsichtnahme im Rathaus, 
Finanzabteilung, Mittelstraße 38, Zimmer Nr. 13, 32683 
Barntrup, öffentlich aus und ist unter der Adresse 
www.barntrup.de im Internet verfügbar. Die Möglichkeit der 
Einsichtnahme besteht bis zur Verabschiedung des folgen-
den Haushaltsplanes (§ 80 Abs. 6 i.V.m. § 96 Abs. 2 GO 
NRW). 
 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV.NW. 1994, S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor- 
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt. 
 
Barntrup, 11.06.2015 
 
 
Bürgermeister 
(Schell)  

Kr.Bl.Lippe 25.06.2015 
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Stadt Detmold 
 
227 Offenlegung des Entwurfs des Bebauungspla-

nes 
 
01-15 „Leopold-Zunz-Weg/Joseph-Plaut-Weg", 5. (be-
schleunigte) Änderung 
Ortsteil:   Detmold Süd 
Änderungsgebiet: Südlich an die Hans-Hinrichs-

Straße angrenzende Grund-
stücke, westlich Kiewning-
straße 

 
Es wird hiermit gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 17.06.2015 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen den Entwurf des o. g. Bebauungsplanes 
mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Entwurfsbe-
schluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 3 (2) BauGB den Entwurf des 
 
Bebauungsplanes 01-15 „Leopold-Zunz-Weg/Joseph-
Plaut-Weg", 5. (beschleunigte) Änderung 
Ortsteil:   Detmold Süd 
Änderungsgebiet: Südlich an die Hans-Hinrichs-

Straße angrenzende Grund-
stücke, westlich Kiewning-
straße 

 
und diesen offen zu legen. 
 
Gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) wird hiermit bekannt 
gemacht, dass der Entwurf des o. g. Bebauungsplanes mit 
Begründung in der Zeit vom 
 

06.07.2015 bis einschließlich 05.08.2015 
 
beim Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, 
Ferdinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, 
1. Etage, montags bis donnerstags von 07:00 Uhr bis 17:30 
Uhr und freitags von 07:00 Uhr bis 12:30 Uhr öffentlich 
ausliegt.  
 
Lage und Umfang des Änderungsgebietes sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der Planun-
terlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 
Stellungnahmen zu dem offenliegenden Entwurf können 
innerhalb der Offenlegungsfrist schriftlich an die Stadt 
Detmold, Der Bürgermeister, Fachbereich 6, Stadtentwick-
lung, Postfach, 32754 Detmold gerichtet oder zur Nieder-
schrift im Fachbereich 6, Stadtentwicklung, Ferdinand-
Brune-Haus, Zimmer 134, Hintergebäude, Rosental 21, 
vorgebracht werden. Darüber hinaus besteht auch die 
Möglichkeit, Stellungnahmen in elektronischer Form über 
die Internetseite der Stadt Detmold www.bauleitplanung-
detmold.de, Link „Aktuelle Beteiligung“ abzugeben. 
 
 
 
 
 
 

 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontrollan-
trag nach § 47 Abs. 2 a der Verwaltungsgerichtsord-
nung unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende Person 
nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen die-
ser öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Im vorliegenden beschleunigten Verfahren 
gem. § 13a BauGB wird von einer Umweltprüfung abgese-
hen. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 17.06.2015 über den Entwurf des  
 
Bebauungsplanes 01-15 „Leopold-Zunz-
Weg/Joseph-Plaut-Weg“, 5. (beschleunigte) Änderung 
Ortsteil:   Detmold Süd 
Änderungsgebiet: Südlich an die Hans-Hinrichs-

Straße angrenzende Grund-
stücke, westlich Kiewning-
straße 

 
und diesen offen zu legen wird hiermit gemäß § 3 (2) Bau-
gesetzbuch (BauGB) öffentlich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 18.06.2015 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2015 
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Gemeinde Extertal 
 
228 Innenbereichssatzung der Gemeinde Extertal, 

OT Nalhof, für das Gebiet „Nalhof-Nord“ 
 
 Satzung gemäß § 34 Abs. 4 Punkt 3 BauGB 
 
 Öffentliche Bekanntmachung  
 des Satzungsbeschlusses / Inkraftsetzung 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
02.06.2015 den Satzungsbeschluss  (§ 10 Abs. 1 
BauGB)für die – Innenbereichssatzung  der Gemeinde Ex-
tertal, OT Nalhof, für das Gebiet „Nalhof-Nord“ – gefasst.  
 
Die Satzung wurde auf der Grundlage des § 34 Abs. 4 
Punkt 3 BauGB erlassen. Gemäß dieser gesetzlichen Er-
mächtigungsgrundlage können „einzelne Außenbereichs-
flächen in die im Zusammenhang bebaute Ortsteile einbe-
zogen werden, wenn die einbezogenen Flächen durch die 
bauliche Nutzung des angrenzenden Bereichs entspre-
chend geprägt sind“.  
 
Der räumliche Geltungsbereich der  - Innenbereichssat-
zung  der Gemeinde Extertal, OT Nalhof, für das Gebiet 
„Nalhof-Nord“ – grenzt an den räumlichen Geltungsbereich 
der bestehenden – Innenbereichssatzung Nalhof – (erlas-
sen im Jahre 1979) an und wird durch dessen bauliche 
Nutzung geprägt. 
 
Der räumliche Geltungsbereich der Innenbereichssatzung  
der Gemeinde Extertal, OT Nalhof, für das Gebiet „Nalhof-
Nord“ – umfasst folgende Grundstücke: 
 

- Gemarkung Nalhof, Flur 7, Flurstück 227 
- Gemarkung Nalhof, Flur 7, Flurstück 228 
- Gemarkung Nalhof, Flur 5, Flurstück 28 
- Gemarkung Nalhof, Flur 5, Flurstück 29 

 
Der räumliche Geltungsbereich der Innenbereichssatzung 
befindlichen  der Gemeinde Extertal, OT Nalhof, für das 
Gebiet „Nalhof-Nord“ – geht aus der im Anhang befindli-
chen kartografischen Abbildung hervor, die Bestandteil der 
öffentlichen Bekanntmachung ist. 
 
Nach der zurzeit zur Anwendung zu bringenden Rechtsla-
ge liegen die Grundstücke im avisierten räumlichen Gel-
tungsbereich der Innenbereichssatzung  der Gemeinde Ex-
tertal, OT Nalhof, für das Gebiet „Nalhof-Nord“ – im soge-
nannten „Außenbereich“. Die bauplanungsrechtliche Zuläs-
sigkeit von baulichen Vorhaben ergibt sich aus den Best-
immungen des § 35 BauGB. Diese Einschränkungen wer-
den den städtebaulichen Erfordernissen am Standort nicht 
mehr gerecht, so dass eine „Einbeziehung“ der Grund-
stücksflächen in den Innenbereich erforderlich ist. Dies 
kann nur auf der Grundlage einer Innenbereichssatzung 
gemäß § 34 Abs. 4 Punkt 3 BauGB erfolgen. 
 
Zielsetzung des Erlasses der Innenbereichssatzung  der 
Gemeinde Extertal, OT Nalhof, für das Gebiet „Nalhof-
Nord“ – ist somit, die Erschwernisse des § 35 BauGB zu 
überwinden. 
 
Der Beschluss über die Innenbereichssatzung  der Ge-
meinde Extertal, OT Nalhof, für das Gebiet „Nalhof-Nord“ – 
wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich öffentlich 
bekanntgemacht. 

 
Die Innenbereichssatzung der Gemeinde Extertal, OT Nal-
hof, für das Gebiet „Nalhof-Nord“ tritt mit der ortsüblichen 
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses in Kraft. Die 
Bekanntmachung tritt an die Stelle der sonst für Satzungen 
vorgeschriebenen Veröffentlichungen. 
 
Die Innenbereichssatzung der Gemeinde Extertal, OT Nal-
hof, für das Gebiet „Nalhof-Nord“, wird somit als Ersatzbe-
kanntmachung bekanntgemacht, in dem der Sachverhalt, 
dass der Rat den Satzungsbeschluss gefasst hat, öffentlich 
bekanntgemacht wird und eine Einsichtnahme der be-
schlossenen Satzung (Bebauungsplan) gewährleistet wird. 
 
Mit dem Vollzug dieser öffentlichen Bekanntmachung wird  
die Innenbereichssatzung der Gemeinde Extertal, OT Nal-
hof, für das Gebiet „Nalhof-Nord“ rechtsverbindlich. (In-
kraftsetzung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB) 
 
Die Innenbereichssatzung der Gemeinde Extertal, OT Nal-
hof, für das Gebiet „Nalhof-Nord“,  liegt ab dem Zeitpunkt 
der öffentlichen Bekanntmachung einschließlich der Be-
gründung bei der Gemeinde Extertal, Rathaus drei,  Fach-
bereich Planen und Bauen, Mittelstraße 36, Raum 13, 
32699 Extertal, während der allgemeinen Dienststunden zu 
jedermanns Einsichtnahme öffentlich aus. Jedermann kann 
über den Inhalt der Innenbereichssatzung der Gemeinde 
Extertal, OT Nalhof, für das Gebiet „Nalhof-Nord“,  Aus-
kunft verlangen. 
 
Hinweise: 
 

1. Es wird darauf  hingewiesen, dass eine Verletzung 
der in § 214 Abs. 1 Satz 1 bis 3 des BauGB be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften unbe-
achtlich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung gegenüber der Ge-
meinde schriftlich geltend gemacht worden sind. 

 
2. Mängel in der Abwägung sind gemäß    § 215 Abs. 

1 Nr. 3 des BauGB ebenfalls unbeachtlich, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung gegenüber der Gemeinde schriftlich geltend 
gemacht worden sind.  

 
3. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfah-

rens- und Formvorschriften begründen soll, ist dar-
zulegen. 

 
4. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 

des BauGB über die Entschädigung von durch die 
Inkraftsetzung  
des Bebauungsplanes eingetretenen Vermögens-
nachteile, sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche 
wird hingewiesen. 
 

5. Eine Verletzung von Verfahrens und Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) im Aufstellungsverfahren des 
Bebauungsplanes kann gemäß § 7 Abs. 6 GO NW 
nach Ablauf eines Jahres  nicht mehr geltend wer-
den, es sei denn  
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensfehler ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
nannt, die den Mangel ergibt. 

 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
II.1  / Da 
 
Extertal, 08.06.2015 
 
 
gez. 
(Hoppenberg) 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2015 
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229 2. Änderung der Satzung der Gemeinde Exter-

tal über die Erhebung von Elternbeiträgen für 
den Besuch der Offenen Ganztagsgrundschule 
(OGS) vom 28.04.2011 

 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1, 41 Abs. 1 Satz 2 Buch-stabe f 
der Gemeindeordnung für das Land Nord-rhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekannt-machung vom 14.07.1994 
(GV. NRW. Seite 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
19.12.2013 (GV. NRW Seite 878), § 9 Abs. 3 des Schulge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15.02.2005 (GV. NRW. Seite 
102), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.06.2014 (GV. 
NRW. Seite 336), § 23 des Gesetzes zur frühen Bildung 
und Förderung von Kindern vom 30.10.2007 (GV. NRW. 
Seite 462), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.06.2014 
(GV.NRW Seite 336) und § 90 Abs. 1 Sozialgesetz-buch 
VIII in der Fassung der Bekanntmachung vom 11.09.2012 
(BGBl. I Seite 2022), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
29.08.2013 (BGBl. I Seite 3464) hat der Rat der Gemeinde 
Extertal in seiner Sitzung am 02.06.2015 folgende 2. Ände-
rungssatzung der Satzung der Gemeinde Extertal über die 
Erhebung von Elternbeiträgen für den Besuch der Offenen 
Ganztagsschule (OGS) beschlossen: 
 

Artikel 1 
Änderungen 

 
Die Satzung der Gemeinde Extertal über die Erhe-bung 
von Elternbeiträgen für den Besuch der Offenen Ganztags-
schule (OGS)  wird wie folgt geändert: 
 

§ 3 Beitragshöhe 
Absatz 2 letzter Satz (Neufassung) 

 
Der Elternbeitrag beträgt minimal 10,00 € und maximal 
170,00 € pro Monat und Kind.  
 

Absatz 5 (Neufassung) 
 
Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder von Perso-
nen, die nach § 2 Absatz 1 an die Stelle der Eltern treten, 
die Offene Ganztagsschule der Gemeinde Extertal, so ent-
fallen die Beiträge für das zweite und jedes weitere Kind. 
 

Absatz 6 (Neufassung) 
 
Sofern und solange den Eltern oder dem Kind Geldleistun-
gen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (Grundsi-
cherung für Arbeit-suchende, Arbeitslosengeld II), nach 
dem Zwölften Gesetzbuch (Sozialhilfe) oder nach dem 
Asylbewer-berleistungsgesetz gewährt werden, die der 
Grundsicherung dienen, wird der Mindestbeitrag in Höhe 
von 10,00 € pro Monat erhoben.  
 

Artikel 2 
In-Kraft-Treten 

 
Diese 2. Änderungssatzung der Satzung der Gemeinde 
Extertal über die Erhebung von Eltern-beiträgen für den 
Besuch der Offenen Ganztags-schule (OGS) tritt am 
01.08.2015 in Kraft. 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 2. Änderungssatzung der Satzung der 
Gemeinde Extertal über die Erhebung von Elternbeiträgen 
für den Besuch der Offenen Ganz-tagsschule (OGS) vom 
28.04.2011 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfah-ren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde Extertal vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechts-vorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Extertal, den 10.06.2015 
 
 
(Hans Hoppenberg) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2015 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
230 6. Sitzung des Rates der Stadt Horn-Bad Mein-

berg in der Wahlperiode 2014/2020 am 
25.06.2015 

 
Die 6. Sitzung des Rates in der Wahlperiode 2014/2020 
findet am 
 

Donnerstag, den 25.06.2015 um 19:30 Uhr 
 
im Rathaussaal im Stadtteil Horn, Marktplatz 4 statt. 
 
Tagesordnung 
 
I. Öffentlicher Teil 
 
1 Bekanntgabe des wesentlichen Inhaltes der 

in der nichtöffentlichen Sitzung des Rates 
am 26.03.2015 gefassten Beschlüsse 

 
2 Einführung eines Stadtverordneten 
 
3 Ersatzbestimmung von Stadtverordneten 

und sachkundigen Bürgern/Bürgerinnen als 
Mitglieder bzw. stellvertretende Mitglieder in 
verschiedenen Ausschüssen sowie in Dritt-
organisationen 

 
4 Gesellschaftervertrag der Lippe Tourismus 

& Marketing GmbH 
 
5 Abgabe verbindlicher Kooperationsangebo-

te mit Beteiligungsoption im Rahmen von 
Konzessionsverfahren 

 
6 2. Satzung zur Änderung der Satzung über 

die Erhebung von Kosten und Gebühren in 
der Stadt Horn-Bad Meinberg bei Einsätzen 
der Freiwilligen Feuerwehr 

 
7 Neufassung der Verordnung über das Of-

fenhalten von Verkaufsstellen aus besonde-
rem Anlass und für den Verkauf bestimmter 
Waren an Sonn- und Feiertagen 

 
8 Anregungen und Beschwerden 
 
8.1 Eingabe des Arbeitskreises gegen Nazis be-

züglich der Installation einer zusätzlichen 
Straßenbeleuchtung im Bereich des Über-
gangswohnheimes "Am Eichholz" 

 
9 Einwohnerfragestunde 
 
10 Anfragen / Mitteilungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
II. Nichtöffentlicher Teil 
 
11 Entscheidung über die finalen Angebote für 

das Kurort-Management Bad Meinberg und 
die Umsetzung des Masterplans 

 
12 Antrag der Fraktion BürgerBündnis bezüg-

lich der zukünftigen Nutzung des Stadtwal-
des 

 
13 Anfragen / Mitteilungen 
 
Horn-Bad Meinberg, den 10.06.2015 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



464 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 

Gemeinde Kalletal 
 
231 Satzung zur Änderung der Satzung der Ge-

meinde Kalletal über die Erhebung von Eltern-
beiträgen für den Besuch der Offenen Ganz-
tagsschule (OGS) (2. Änderungssatzung) vom 
09.06.2015 

 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1, 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) in der zurzeit 
gelten-den Fassung, § 9 Abs. 3 des Schulgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Schulgesetz NRW – SchulG) 
vom 15.02.2005 (GV. NRW. S. 102) in der zurzeit gelten-
den Fassung, § 23 des Gesetzes zur frühen Bildung und 
Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) vom 
30.10.2007 (GV. NRW. S. 462) in der zurzeit geltenden 
Fassung und § 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch VIII vom 
11.09.2012 (BGBl. I S. 2022) in der zurzeit geltenden Fas-
sung, hat der Rat der Gemeinde Kalletal in seiner Sitzung 
am 21.05.2015 folgende Satzung beschlossen:  
 

§ 1 
 
Die Satzung der Gemeinde Kalletal über die Erhebung von 
Elternbeiträgen für den Besuch der Offenen Ganztagsschu-
le (OGS) wird wie folgt geändert:  
 
1. § 3 Beitragshöhe  

 
Abs. 2 wird wie folgt gefasst:  
 
(2) Vom maßgeblichen Einkommen (§ 4 Abs. 5) ist 
für das Schuljahr 2014/2015 ein Prozentsatz von 
4,00 als Elternbeitrag zu zahlen, ab dem Schuljahr 
2015/2016 erfolgt eine jährliche Anhebung um 1,5 
%. Der monatliche Elternbeitrag wird kaufmännisch 
auf volle Euro gerundet. Der Elternbeitrag beträgt 
minimal 10,00 € und maximal 170,00 € pro Monat 
und Kind.  
 
Abs. 5 wird wie folgt gefasst:  
 
(5) Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder 
von Personen, die nach § 2 Absatz 1 an die Stelle 
der Eltern treten, die Offene Ganztagsschule der 
Gemeinde Kalletal, so entfallen die Beiträge für das 
zweite und jedes weitere Kind.  
 

§ 2 
 
2. Diese Satzung tritt am 01.08.2015 in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung zur „Änderung der Satzung der 
Gemeinde Kalletal über die Erhebung von Elternbeiträgen 
für den Besuch der Offenen Ganztagsschule (OGS) (2. 
Änderungssatzung) vom 09.06.2015 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV. NW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung wird 
darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 GO 
NRW eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,  

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung wird zusätz-
lich zur Veröffentlichung im Kreisblatt – Amtsblatt des Krei-
ses Lippe und seiner Städte und Gemeinden auf der Inter-
netseite der Gemeinde Kalletal unter www.kalletal.de 
Rubrik Bekanntmachungen zugänglich gemacht. 
 
Kalletal, den 09.06.2015 
 
Gemeinde Kalletal  
Der Bürgermeister 
In Vertretung  
 
 
Hermann Fischer 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2015 
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Jobcenter Lippe 
 
232 Öffentliche Zustellung eines Bescheides nach 

§ 48 SGB X vom 17.06.2015 für die Zeit vom 
01.02.2015 bis 30.04.2015 an Herrn Mike Mark-
mann-Hafenmayer 

 
An Herrn Mike Markmann-Hafenmayer ist am 17.06.2015 
unter dem Aktenzeichen 6.221.2.20.02.0319 ein Bescheid 
erlassen worden.  
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da Herrn Mike 
Markmann-Hafenmayer  unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 wird daher der Bescheid durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Er gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht möglich sind.  
 
Der Betroffene kann den Bescheid beim Jobcenter Lippe, 
Standort Oerlinghausen, Wirtschaftliche Hilfen, Rathaus-
platz 5, in 33813 Oerlinghausen, Zimmer 3 während der 
üblichen Dienstzeiten in Empfang nehmen. 
 
Oerlinghausen, den 17.06.2015 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag 
 
 
Gez. Wolter 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2015 
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Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
233 Kraftloserklärung einer Sparurkunde 
 
Da die Sparurkunde Nr. 3519059285, ausgestellt von der 
Sparkasse Paderborn-Detmold als Rechtsnachfolger der 
ehemaligen Sparkasse Paderborn, aufgrund unseres Auf-
gebots vom 10.12.2014 nicht vorgelegt wurde, wird sie für 
kraftlos erklärt. 
 
Paderborn, den 29.05.2015 
 
Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
 
Der Vorstand 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2015 
 
 
 
234 Kraftloserklärung zweier Sparurkunden 
 
Da die Sparurkunden Nr. 3511327318 und 3515156523, 
ausgestellt von der Sparkasse Paderborn-Detmold als 
Rechtsnachfolger der ehemaligen Sparkasse Paderborn, 
aufgrund unseres Aufgebots vom 13.02.2015 nicht vorge-
legt wurden, werden sie für kraftlos erklärt. 
 
Paderborn, den 29.05.2015 
 
Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
 
Der Vorstand 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2015 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,61 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 
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